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betr. Dienſtaufſicht über die kommunalen Polizeibeamten. 
Vom 21. Juni 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9, 10, 21 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Unter Abänderung des § 77 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 wird die Dienſtaufficht 
über die Polizeibeamten der Gemeinden dem Kommando der Gendarmerie der Freien Stadt Danzig 
übertragen. 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 21. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Greiſer 


154 Verordnung 
zur Regelung der Amtsbezeichnungen der Beamten der e ee 
Vom 28. Juni 1934. 


Auf Grund des §S 1 Nr. 21 in Verbindung mit § 2d des Gesehes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artiel I 
Die zum Geſetz über die Dienſtbezüge der unmittelbaren dsa vom 19. 10. 1928 (G. Bl. 
S. 329) gegebene Anlage 1 „Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten“ 
wird wie folgt geändert: 
1. In der Beſ. Gr. A 2a ſind die Nit eg 
„Oberregierungs⸗ und Forſtrat?) 
Regierungs⸗ und Forſtrats) 
Oberförſter“ 
zu ſtreichen und dafür die Amtsbezeichnungen 
„Oberforſtmeiſter?) 12) (bisher Oberregierungs⸗ und Forſtrat) 
Forſtmeiſter (bisher Oberförſter)“ 
neu aufzunehmen. . Kern JE 
2. In der Bei. Gr. A 2a ilt 7 Fußnote 12) hinzuzufügen: 
„12) Der am 1. Juli 1934 im Amt geweſene Oberforſtmeiſter (bisherige de e und 
Forſtrat) erhält für ſeine Perſon die Amtsbezeichnung „Landforſtmeiſter“. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 7. 1934.) 
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3, In der Bei. Gr. A 3b iſt an Stelle der Amtsbezeichnung „Forſtverwalter (bisher Forſtrevier⸗ 
verwalter)“ die Amtsbezeichnung „Forſtamtmänner (bisher Forſtverwalter)“ zu ſetzen. 

4. In der Beſ. Gr. A 4h ſind an Stelle der Amtsbezeichnungen 

„Revierförſter!) 
Förſter“ 
die Amtsbezeichnungen 
„Oberförſter !) (bisher Revierförſter) 
Revierförſter (bisher Förſter)“ 
zu ſetzen. 
ö Artikel I 

1. Die Forſtanwärter für den Betriebsdienſt erhalten nach der 1. Prüfung die Amtsbezeichnung 
„Hilfsförſter“ (bisher Forſtgehilfe), nach der 2. Prüfung die Amtsbezeichnung „Förſter“ (bisher 
Hilfsförſter). 

2. Die „Forſtlehrlinge“ und „Forſtbefliſſenen“ werden künftig als „Forſtanwärter“, g. F. mit dem 
Zuſatz „für Betriebsdienſt“ oder „für Verwaltungsdienſt“ bezeichnet. Die bisherigen Bezeichnungen 
ſind nicht mehr anzuwenden. 

Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündigung folgenden Tage in Kraft. 


Danzig, den 28. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning v. Wnuck 


155 Verordnung 
zur Anderung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Beamten, Geiſtlichen und Angeſtellten im Amt 
und im Ruheſtande ſowie ihrer Hinterbliebenen. 
Vom 28. Juni 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 21 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und Art. II des Geſetzes zur Anderung der Dienſt⸗ und 
Verſorgungsbezüge der Beamten und Angeſtellten im Amt und im Ruheſtande ſowie ihrer Hinter⸗ 
bliebenen vom 13. Oktober 1931 (G. Bl. S. 743 wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
8 1 
Das Beamten⸗Ruheſtandsgeſetz vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 39) in der Faſſung des $ 42 
des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) wird wie folgt geändert: 
1. Im § 15 Abſ. 1 find Satz 2 und 3 durch folgenden Satz zu erſetzen: 
„Hinſichtlich des anzurechnenden Wohnungsgeldzuſchuſſes gelten die 88 13 und 14 des Be⸗ 
ſoldungsgeſetzes entſprechend.“ : 
II. Im $ 50 Abſ. 2 erhält der Satz 2 folgende Faſſung: 
„Für die Berechnung der Abfindungsſumme gilt jedoch als letztes Monatseinkommen das 
zuletzt bezogene Grundgehalt (Grundvergütung) nebſt der etwaigen ruhegehaltsfähigen Zulage 
und dem etwaigen Ausgleichszuſchlag ſowie die Hälfte des Wohnungsgeldzuſchußſatzes der ver⸗ 
heirateten Beamten.“ 1158 
82 
In 8 16 Abſ. 1 des Beamten⸗Hinterbliebenengeſetzes vom 23. Februar 1926 (G. Bl. ©. 53) in 
der Faſſung des § 43 des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S 329) er⸗ 
hält der Satz 2 folgende Faſſung: 
„Für Stiefkinder, uneheliche Kinder, Pflegekinder und Enkel iſt die Kinderbeihlife auch dann 
zu zahlen, wenn der Beamte dieſe zur Zeit ſeines Ablebens noch nicht bezogen hat, die Vor⸗ 
ausſetzungen für ihre Gewährung aber erfüllt waren.“ 
8 3 
(1) Von dem im 8 31 Abſ. 1 Satz 1 des Beamten⸗Ruheſtandsgeſetzes genannten Zeitpunkt ab be⸗ 
trägt das Ruhegehalt der unmittelbaren Staatsbeamten höchſtens 75 v. H. des ruhegehaltsfähigen 
Dienſteinkommens. Das gleiche gilt für das nach 8 20 des Geſetzes vom 9. Januar 1931 (G. Bl. 
S. 1) bewilligte Ruhegehalt. 5 
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(2) Abſ. 2 gilt auch für die Berechnung der Bezüge der im Dienſtſtrafverfahren entlaſſenen Be⸗ 
amten, denen ein Teil des geſetzlichen Ruhegehalts auf Lebenszeit oder gewiſſe Jahre belaſſen iſt. 


8 4 

(1) Ergibt ſich bei der Berechnung eines Ruhegehalts ein Monatsbetrag von mehr als 1250 G, 
ſo wird, wenn der Betreffende in der Beſoldungsgruppe, aus der ſein Ruhegehalt zu berechnen iſt, 
weniger als 5 Jahre beſchäftigt geweſen iſt und ſeine ruhegehaltsfähige Dienſtzeit weniger als 40 Jahre 
beträgt, der Mehrbetrag gekürzt, und zwar: 

1. wenn die Beſchäftigung in der Beſoldungsgruppe mindeſtens 4 Jahre betragen hat, um 10 v. H., 
wenn ſie mindeſtens 3, aber nicht 4 Jahre betragen hat, um 20 v. H., 
wenn ſie mindeſtens 2, aber nicht 3 Jahre betragen hat, um 30 v. H., 
wenn ſie mindeſtens 1 Jahr, aber nicht 2 Jahre betragen hat, um 50 v. H., 
wenn ſie weniger als 1 Jahr betragen hat, um 75 v. H.; 
2. wenn die ruhegehaltsfähige Dienſtzeit mindeſtens 35 Jahre betragen hat, um 10 v. H., 
wenn ſie mindeſtens 30, aber nicht 35 Jahre betragen hat, um 20 v. H., 
wenn ſie mindeſtens 25, aber nicht 30 Jahre betragen hat, um 30 v. H., 
wenn ſie mindeſtens 20, aber nicht 25 Jahre betragen hat, um 50 v. H., 
wenn ſie weniger als 20 Jahre betragen hat, um 75 v. H. 
Führt die Kürzung unter 1 und 2 zu verſchiedenen Ergebniſſen, ſo iſt das für den Betreffenden 
günſtigere Ergebnis maßgebend. 

(2) Keineswegs darf aber der Betreffende ungünſtiger geſtellt werden, als wenn er in einer niedri⸗ 
geren Beſoldungsgruppe, in der er früher beſchäftigt geweſen iſt, um die in der höheren Beſoldungs⸗ 
gruppe verbrachte Dienſtzeit länger verblieben und ſein Ruhegehalt aus dieſer niedrigeren Beſoldungs⸗ 
gruppe zu berechnen wäre. 

(3) Im Falle der Berechnung des Ruhegahlts nach Abſ. 2 gilt für die Anwendung der ver⸗ 
ſorgungsrechtlichen Ruhensvorſchriften (3. B. §S 26 Abſ. 1 Nr. 2 des Beamten⸗Ruheſtandsgeſetz.) als das 
Einkommen, aus dem das Ruhegehalt berechnet iſt, das Einkommen, das der Berechnung des Ruhe⸗ 
gehalts nach Abſ. 1 zugrunde zu legen wäre. 

(4) Abſ. 1 bis 3 finden auch Anwendung: 

1. auf das Dienſteinkommen der Beamten, die unter Belaſſung des vollen Gehalts vom Amte 
enthoben oder von ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden ſind, 

2. auf das Wartegeld nach 8 2 des Beamten⸗Ruheſtandsgeſetzes mit der Maßgabe, daß die 
unter Bezug von Wartegeld im Warteſtand verbrachte Zeit bei der Berechnung der ruhe⸗ 
e Dienſtzeit nach Abſ. 1 Nr. 2 außer Betracht bleibt. 
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(J) Für die Berechnung des Witwen- und Waiſengeldes gilt 8 3 Abſ. 1 auch dann, wenn Der 
Beamte vor dem im § 31 Abi. 1 Satz 1 des Beamten⸗Ruheſtandsgeſetzes genannten Zeitpunkt ver⸗ 
ſtorben iſt. 

(2) Das Witwengeld darf 54 v. H. des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens aus der Beſol⸗ 
dungsgruppe B 3 des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) nicht 
überſteigen. 

8 6 
(1) Die 88 3 bis 5 dieſes Artikels gelten ed 
a) für die Geiſtlichen der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union und der Katholiſchen 
Kirche, 
b) für die Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie der ſonſtigen Körpechrſaften 
des öffentlichen Rechtes. f 
Dienſtaufwandentſchädigungen ſind nicht ruhegehaltsfähig. 

(2) Für Wahlbeamte der Gemeinden uſw. findet, unbeſchadet der Vorſchrift des § 3, eine Stei⸗ 
gerung des Ruhegehalts über 80 v. H. des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens hinaus in keinem 
Falle ſtatt. 

(3) Entgegenſtehende günſtigere Regelungen der Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie der 
ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ſind nicht anzuwenden; ungünſtigere Regelungen werden 
durch dieſen Artikel nicht berührt. 

Be 

(J) 8 6 gilt entſprechend für ruhegeldähnliche Bezüge von Beamten ſowie für Wartegelder, Ruhe⸗ 

gelder und ähnliche Bezüge „die auf Grund geſetzlicher Vorſchriften oder auf Grund ſtatutariſcher 


a 
Nie 
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Beſtimmungen öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften oder aus einem anderen Rechtsgrund an nicht im Be⸗ 
amtenverhältnis beſchäftigte Arbeitnehmer gewährt werden. Dies gilt auch für Hinterbliebene. 

(2) Die Bezüge im Sinne des Abſ. 1 dürfen, unbeſchadet der Vorſchriften des §S 3 und des 8 5 
Ad. 1 zuſammen mit den Renten aus der Sozialverſicherung 80 v. H. der Dienſtbezüge des letzten 
Jahres vor dem Ausſcheiden nicht überſteigen. 

8 8 

Zu den Körperſchaften des öffentlichen Rechtes im Sinne der 88 6 und 7 dieſes Artikels gehören 
auch die Anſtalten, Vereine und Stiftungen des öffentlichen Rechtes, die Verbände von Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes, Vereinigungen und Einrichtungen „deren Einkünfte mit mehr als der Hälfte 
von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes oder von den vorſtehend beſonders aufgeführten Körper⸗ 
ſchaften uſw. oder von den im Satz 2 und 3 bezeichneten Unternehmungen herrühren. Unternehmungen, 
deren Geſellſchaftskapital ſich mit mehr als der Hälfte im Eigentum von Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechtes einſchl. der im erſten Satze bezeichneten befindet, gelten ebenfalls als Körperſchaften des 
öffentlichen Rechtes im Sinne dieſes Artikels. Das gleiche gilt für Konzergeſellſchaften (Tochter⸗ 
geſellſchaften, Subtochtergeſellſchaften uſw.), wenn ihr Kapital und das Kapital der Zwiſchenglieder 
(Dachgeſellſchaft, Tochtergeſellſchaft, Subtochtergeſellſchaft uſw.) ſich je mit mehr als der Hälfte im 
Eigentum der übergeordneten Konzerngeſellſchaft oder von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ein⸗ 
ſchließlich der im erſten und zweiten Satz bezeichneten befindet. Zu den Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes im Sinne der 88 6 und 7 gehören ferner Unternehmungen uſw., deren Riſiko auf Grund von 
Geſetzen oder beſonderen Vereinbarungen von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes einſchl. der im 
Satz 1 bis 3 bezeichneten getragen wird. 

8 9 
Die dieſem Artikel entgegenſtehenden Vorſchriften — ausgenommen diejenigen der Verfaſſung —, 
ſind nicht anzuwenden. 

§ 10 

Mit Wirkung vom 1. Juli 1933 bezw. 1. Juli 1934 (ogl. Artikel II) ſind die Bezüge der Ruhe⸗ 
gehalts⸗ und Rentenempfänger und der Hinterbliebenen nach den Vorſchriften dieſes Artikels neu feſt⸗ 
zuſetzen, ſoweit dieſes nicht auf Grund des Artikels II, $ 10 der Verordnung zur Anderung der Dienſt⸗ 
und Verſorgungsbezüge der Beamten, Geiſtlichen und Angeſtellten im Amt und im Ruheſtande ſowie 
ihrer Hinterbliebenen vom 11. März 1932 (G. Bl. S. 135) geſchehen iſt. 


Artikel II 
Die Verordnung tritt hinſichtlich des Art. 1 § 3 mit dem 1. Juli 1933, im übrigen am 1. Juli 
1934 in Kraft. 
Sie tritt an die Stelle des Art. II der Verordnung zur Änderung der Dienjt- nud Verſorgungs⸗ 
bezüge der Beamten, Geiſtlichen und Angeſtellten im Amt und im Ruheſtande ſowie ihrer Hinter⸗ 
bliebenen vom 11. März 1932 (G. Bl. S. 135), der mit den gleichen Zeitpunkten außer Kraft tritt. 


Danzig, den 28. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning v. Wnuck Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


156 Verordnung 
zur Ausführung des § 26 Abſ. 4 des Geſetzes betreffs Erwerbsloſenfürſorge in der Faſſung 
* vom 13. Februar 1931, (Notſtandsarbeitslöhne). 
Vom 30. Juni 1934. 
1 a f 8 1 
(1) Notſtandsarbeiten ſind ſolche Arbeiten, die zur Behebung eines gewiſſen Notſtandes von Ge⸗ 
meinden, Gemeindeverbänden, Körperſchaften des öffentlichen Rechts veranlaßt und von dem hierfür 
eingeſetzten Ausſchuß als ſolche beſtätigt werden. Dieſer Ausſchuß beſteht aus: dem Treuhänder der 
Arbeit als Vorſitzenden, dem Leiter des Landesarbeitsamtes, einem Vertreter des Trägers der Not⸗ 
ſtandsarbeit und dem vom Treuhänder der Arbeit beſtimmten Arbeiter⸗Sachverſtändigen. 
(2) Bereits früher beſtätigte Notſtandsarbeiten bedürfen nach Erlaß dieſer Verordnung einer er⸗ 
neuten Beſtätigung. 
i 9 2 5 N 
Soweit für Notſtandsarbeiten beſondere Löhne (Notſtandsarbeitslöhne) feſtgeſetzt ſind, finden tarif⸗ 
liche Beſtimmungen über Löhne keine Anwendung. 
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8 3 


Arbeiten, die ortsüblicherweiſe von gelernten oder angelernten Facharbeitern im Rahmen der Not⸗ 
ſtandsarbeiten ausgeführt werden, ſollen mit dem Lohn, der an der Arbeitsſtelle für dieſe Facharbeiten, 
tariflich, oder wenn kein Tarif beſteht, ortsüblich beſteht, bezahlt werden; mit ſolchen Facharbeiten 
dürfen nur Arbeiter beſchäftigt werden, die ſich als Facharbeiter ausweiſen. 


8 4 
Das Arbeitsverhältnis iſt ein verſicherungspflichtiges im Sinne der Sozialverſicherung. 


(1) Notſtandsarbeiter erhalten folgendes Mindeſtentgelt: 

a) auf Arbeitsſtellen im Lohngebiet I (Gebiet der Stadtgemeinden Danzig und Zoppot, der 
Forſtgutsbezirk Oliva, die Landgemeinden Pietzkendorf, Wonneberg, Guteherberge, Scharfen⸗ 
ort, Hohenſtein, Kl. Plehnendorf und die Landgemeinde Prauſt ohne die Ortsteile Bang⸗ 
ſchin, Prauſtfelde, Kochſtedt) 

1. Verheiratete Arbeiter über 21 Jahre alt. 65 P je Arbeitsſtunde, 

2. Ledige Arbeiter „ 05 5 

Für jedes unterhaltsberechtigte Kind 915 gut böllenbeten 16. Lebensjahre wird eine Kinder⸗ 
beihilfe von 3 P je Arbeitsſtunde gezahlt. 

b) Auf Arbeitsſtellen im Lohngebiet II (Gebiet der Freien Stadt Danzig mit Ausnahme des 
Lohngebietes J) 

die für die 8⸗ſtündige tägl. Arbeitszeit und für das betreffende Lebensalter und für den 
betreffenden Familienſtand tariflich beſtimmten Lohnſätze der landwirtſchaftlichen Frei⸗ 
arbeiter des Gemeindebezirks, in dem ſich die betreffende Arbeitsſtelle befindet. 

(2) Notſtandsarbeiter, die im Lohngebiet I wohnen und die in Arbeitsſtellen des Lohngebietes II 
beſchäftigt werden, erhalten bei Zeitlohnarbeit die unter Abſ. 1b angegebenen Lohnſätze zuzüglich eines 
Zuſchlages. Dieſer Zuſchlag beträgt den Differenzbetrag zwiſchen dem unter Abſ. 1 a) und dem unter 
Abſ. 1 b) aufgeführten Lohne. Iſt der Notſtandsarbeiter verheiratet und durch die Notſtandsarbeit 
gezwungen, einen doppelten Haushalt zu führen, ſo erhält er zu dem vorſtehend errechneten Geſamt⸗ 
lohne einen weiteren Zuſchlag von 30 v. H. dieſes Geſamtlohnes. g 

(3) Verheiratete Notſtandsarbeiter, die im Lohngebiet II wohnen und die durch die Notitands- 
arbeit gezwungen ſind einen doppelten Hausſtand zu führen, erhalten zu dem unter Abſ. 1 b) errechneten 
Lohne einen Zuſchlag von 30 v. H. 

S 6 i 

(1) Akkordarbeit iſt zuläſſig, jedoch nur nach vorheriger ſchriftlicher Feſtlegung der Arbeitsbe⸗ 
dingungen. Bei der Bemeſſung des Akkordlohnes iſt unter Zugrundelegung der mittleren Leiſtungs⸗ 
fähigkeit eines Arbeiters von dem jeweiligen Zeitlohn auszugehen. Iſt eine Einigung über die Be⸗ 
dingungen der Akkordarbeit nicht zu erzielen, werden ſie von dem Treuhänder der Arbeit feſtgeſetzt. 

(2) Verheiratete Notſtandsarbeiter, die im Lohngebiet I wohnen und die in Arbeitsſtellen des 
Lohngebietes II beſchäftigt ſind und die durch die Notſtandsarbeit gezwungen ſind, einen doppelten 
Haushalt zu führen, erhalten bei Akkordarbeit zu ihrem Geſamtakkordverdienſt einen Zuſchlag von 
30 v. H. 

(3) Verheiratete Notſtandsarbeiter, die im Lohngebiet II wohnen und in Arbeitsſtellen des 
Lohngebietes II beſchäftigt ſind und die durch die Notſtandsarbeit gezwungen ſind, einen doppelten 
9 zu führen, erhalten bei Akkordarbeit zu ihrem Geſamtakkordverdienſt einen Zuſchlag von 

02.9. 
SET 

Die in §8 5 Abſ. 2 und 3 und 6 angegebenen Zuſchläge werden aus den Mitteln der produktiven 
Erwerbsloſenfürſorge erſtattet. 

8 8 

Treten in Sonderfällen bei Notſtandsarbeiten, z. B. bei großer Kinderzahl, beſondere Notſtände 
auf, jo kann durch die zuſtändige Gemeinde nach Vereinbarung mit dem Senat, Abt. für Wirtſchaft 
und Arbeit (W. A. II), ein beſonderer jeweils feſtzuſetzender Notausgleichszuſchlag an den Notſtands⸗ 
arbeiter gezahlt werden, der aus den Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge erſtattet wird. 


§ 9 
Die Beſchüftigungsdauer beträgt in der Regel 8 Stunden je Tag oder 48 Stunden IE e = 
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I 8 8 10 
Die Einſtellung von Notſtandsarbeitern erfolgt ausſchließlich durch Vermittlung des Landesarbeits⸗ 
amtes. 
8 11 
Der feſtgeſetzte Notſtandsarbeitslohn gilt als tarifmäßiger Lohn im Sinne des $ 12 Abſ. 2 
Ziff. b des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes. 
8 12 
Die bei Notſtandsarbeiten beſchäftigten Arbeiter gelten nicht als gelernte Arbeiter im Sinne des 
§ 19 Abſ. 1 Satz 2 des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes. 
8 13 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli d. Is. in Kraft, gleichzeitig tritt die Verordnung vom 
23. März 1934 (St. A. S. 121) zur Ausführung des § 26 Abſ. 4 des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
außer Kraft. 


Danzig, den 30. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Greiſer 


157 Bekanntmachung. 

Nach der Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (G. S. S. 357) iſt die Verordnung des 
Senats zur Enteignung von Grundeigentum vom 18. Juni 1934 (G. Bl. S. 461) betreffend die Ver⸗ 
leihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Danzig für den Ausbau der Waſſerkräfte an der 
Radaune in der Gemeinde Giſchkau durch die Errichtung eines Staudammes und zur Gewinnung der 
dafür notwendigen Dammſchüttmaſſen durch den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I 
Nr. 48 S. 243, ausgegeben den 25. Juni 1934, bekanntgemacht. 


Danzig, den 26. Juni 1934. 
g Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Schriftleitung: Geſchüftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


